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1. Arbeitsgericht 
Kaiserslautern

Urteil vom 8. Dezember 1999 
-3  Ca 1649/99-

II. Landesarbeitsgericht 
Rheinland-Pfalz

Urteil vom 3. März 2000 
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Entscheidungsstichwort:
Überbrückungsbeihilfe bei Bezug von Arbeitslosenhilfe

Gesetz:
Tarifvertrag zur sozialen Sicherung der Arbeitnehmer bei den Stationie­
rungsstreitkräften im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland vom 31. 
August 1971 (TV SozSich) § 4 Ziff. 1,2 Buchst, a

Leitsätze:
keine

Hinweise des Senats:
Parallele zu - 6 AZR 239/02 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


BUNDESARBEiTSGERlCHT

6 AZR 693/01
3 Sa 136/00
Landesarbeitsgericht
Rheinland-Pfalz

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
25. Juli 2002

URTEIL
Schneider, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

PP-

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 25. Juli 2002 durch den Richter am Bundesarbeitsgerichts Dr. Armbrüster als 

Vorsitzenden, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Brühler und Dr. Friedrich, den 

ehrenamtlichen Richter Gebert und die ehrenamtliche Richterin Zuchold für Recht er­

kannt:
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1. Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 3. März 2000 - 3 Sa 
136/00 - wird zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Höhe der der Klägerin nach dem Tarifvertrag zur 

sozialen Sicherung der Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften im Gebiet der 

Bundesrepublik Deutschland vom 31. August 1971 (TV SozSich) zustehenden Über­

brückungsbeihilfe.

Die Klägerin war seit dem 15. April 1982 bei den amerikanischen Stationie­

rungsstreitkräften in Kaiserslautern beschäftigt. Auf das Arbeitsverhältnis fand kraft 

einzelvertraglicher Vereinbarung der TV AL II Anwendung. Das Arbeitsverhältnis en­

dete aus Anlaß einer Truppenreduzierung mit Ablauf des 31. Januar 1996. In der Fol­

gezeit war die Klägerin arbeitslos. Sie bezog bis zum 28. September 1998 Arbeitslo­

sengeld, danach erhielt sie Arbeitslosenhilfe. Zusätzlich zahlte die Beklagte an die Klä­

gerin eine Überbrückungsbeihilfe nach dem TV SozSich in Höhe von 90 % der Diffe­

renz zwischen dem letzten Nettoeinkommen der Klägerin und dem Arbeitslosengeld 

bzw. der Arbeitslosenhilfe. Im TV SozSich heißt es:

"§ 4

Überbrückungsbeihilfe
1. Überbrückungsbeihilfe wird gezahlt:

a) zum Arbeitsentgelt aus anderweitiger Beschäftigung au­
ßerhalb des Bereichs der Stationierungsstreitkräfte,

b) zu den Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit aus An­
lass von Arbeitslosigkeit oder beruflichen Bildungsmaß­
nahmen (Arbeitslosengeld/-hilfe, Unterhaltsgeld),

c) zum Krankengeld der gesetzlichen Krankenversicherung 
bei Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung oder zum Ver­
letztengeld der gesetzlichen Unfallversicherung bei Ar­
beitsunfähigkeit infolge Arbeitsunfall.

2. a) (1) Die Überbrückungsbeihilfe zu den Leistungen der Bun­
desanstalt für Arbeit (Ziffer 1 b) wird in den Fällen des 
§ 44 Absatz 4, der §§ 115, 121, 123, 126, 233 Ab­
satz 2 AFG nach dem ungekürzten Arbeitslosen- bzw.
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Unterhaltsgeld berechnet, entsprechendes gilt für die 
Arbeitslosenhilfe.

(2) Für Zeiten der Arbeitslosigkeit, in denen der Arbeit­
nehmer die Anspruchsvoraussetzungen auf Arbeitslo­
senhilfe nur deshalb nicht erfüllt, weil er im Sinne des 
§ 134 Absatz 1 Nr. 3 AFG nicht bedürftig ist, wird die 
zuvor zum Arbeitslosengeld gezahlte Überbrückungs­
beihilfe innerhalb des Anspruchszeitraumes nach Zif­
fer 5 insgesamt bis zur Dauer von 52 Wochen 
- längstens jedoch bis zum Ablauf des Anspruchszeit­
raumes - weitergezahlt.

Die Bundesanstalt für Arbeit rechnete generell bis zum 31. März 1997 die 

Überbrückungsbeihilfe nicht als Einkommen auf die Arbeitslosenhilfe an. Sie ging dabei 

davon aus, daß die Überbrückungsbeihilfe nach dem TV SozSich gemäß § 138 Abs. 3 

Nr. 4 AFG in der bis zum 31. März 1997 geltenden Fassung ("Leistungen, die unter 

Anrechnung der Arbeitslosenhilfe gewährt werden") nicht als Einkommen anzusehen 

war. Nach der Änderung des § 138 Abs. 3 Nr. 4 AFG mit Wirkung zum 1. April 1997 

("Leistungen, die nach bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften unter Anrech­

nung der Arbeitslosenhilfe gewährt werden") hat die Bundesanstalt für Arbeit die Auf­

fassung vertreten, die Überbrückungsbeihilfe sei nicht mehr als privilegiertes Einkom­

men anzusehen. Sie rechnete daher ab dem 1. April 1997 die Überbrückungsbeihilfe 

als Einkommen auf die Arbeitslosenhilfe an und zahlte an die Klägerin eine um die 

Überbrückungsbeihilfe gekürzte Arbeitslosenhilfe. Die Beklagte legte bei der Berech­

nung der Überbrückungsbeihilfe die nicht um die Überbrückungsbeihilfe gekürzte Ar­

beitslosenhilfe zugrunde. Hiergegen wandte sich die Klägerin im September 1999 und 

machte geltend, die Überbrückungsbeihilfe sei nach der um die Überbrückungsbeihilfe 

gekürzten Arbeitslosenhilfe zu berechnen.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Anrechnung der Überbrük- 

kungsbeihilfe auf die Arbeitslosenhilfe dürfe sich nicht zu ihren Lasten auswirken. Die 

Beklagte sei nach dem TV SozSich verpflichtet, an sie eine Überbrückungsbeihilfe zu 

zahlen, die gewährleiste, daß sie - zusammen mit der Arbeitslosenhilfe - über Einkünfte 

in Höhe von 90 % ihrer zuletzt bezogenen tariflichen Grundvergütung verfüge. Nach 

dem eindeutigen Tarifwortlaut müsse ihr Lebensunterhalt in dieser Höhe durch die 

Überbrückungsbeihilfe gesichert werden. Ab dem 1. April 1997 sei die Überbrückungs­

beihilfe daher generell auf Grundlage der um die Überbrückungsbeihilfe gekürzten Ar­

beitslosenhilfe zu berechnen. Durch die Anrechnung der Überbrückungsbeihilfe auf die
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Arbeitslosenhilfe auf Grund der Änderung des § 138 Abs. 3 Nr. 4 AFG sei keine Ta­

riflücke entstanden. Nur in den ausdrücklich bestimmten - vorliegend nicht einschlägi­

gen - Ausnahmefällen des § 4 Abs. 2 Ziff. 2 Buchst, a TV SozSich könne die unge­

kürzte Arbeitslosenhilfe bei der Berechnung der Überbrückungsbeihilfe zugrunde ge­

legt werden.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß bei der Berechnung der ihr ab dem 1. Juli zu­
stehenden tariflichen Überbrückungsbeihilfe die der Klägerin 
zustehende Arbeitslosenhilfe nur in der tatsächlich gezahlten 
Höhe zu berücksichtigen ist.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und die Auffassung vertreten, sie 

sei nicht verpflichtet, die Überbrückungsbeihilfe um den auf die Arbeitslosenhilfe ange­

rechneten Betrag zu erhöhen. Den Regelungen des TV SozSich sei nicht zu entneh­

men, daß der Arbeitnehmer in jedem Fall 90 % seiner bisherigen Grundvergütung er­

halten solle. Bei der Berechnung der Überbrückungsbeihilfe sei grundsätzlich von der 

ungekürzten Arbeitslosenhilfe auszugehen. Durch die Anrechnung der Überbrük- 

kungsbeihilfe auf die Arbeitslosenhilfe sei eine Regelungslücke entstanden, die nur 

durch die Tarifvertragsparteien geschlossen werden könnte.

Das Arbeitsgericht und das Landesarbeitsgericht haben die Klage abgewie­

sen. Mit der Revision verfolgte die Klägerin ursprünglich ihr Feststellungsbegehren 

weiter. Mit Schriftsatz vom 6. Mai 2002 teilte der Prozeßbevollmächtigte der Klägerin 

mit, daß im Hinblick auf ein von der Bundesanstalt für Arbeit abgegebenes Teil- 

Anerkenntnis in bezug auf den vorliegenden Rechtsstreit eine entsprechende Teil- 

Erledigung eingetreten sei. Nach Maßgabe des von der Bundesanstalt für Arbeit abge­

gebenen Teil-Anerkenntnisses stehe fest, daß jedenfalls für die Zeit ab dem 

8. September 2000 eine Anrechnung der Überbrückungsbeihilfe auf die Arbeitslosen­

hilfe nicht stattfinde. Für die Zeit ab dem 8. September 2001 entfalle damit die im vor­

liegenden Rechtsstreit streitgegenständliche Verpflichtung der Beklagten, bei der Be­

messung der der Klägerin zustehenden Überbrückungsbeihilfe die der Klägerin zuste­

hende Arbeitslosenhilfe nur in der tatsächlich gezahlten Höhe zu berücksichtigen. In­

sofern wurde in der mündlichen Verhandlung die Hauptsache teilweise für erledigt er­

klärt und dementsprechend noch beantragt:

1. Das Urteil des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom
3. März 2000 - 3 Sa 136/99 - wird aufgehoben.
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2. In Abänderung des Urteils des Arbeitsgerichts Kaiserslautern 
vom 8. Dezember 1999 - 3 Ca 1649/99 - wird festgestellt, 
daß bei der Berechnung der der Klägerin in der Zeit vom 
1. Juli 1999 bis zum 7. September 2000 zustehenden tarifli­
chen Überbrückungsbeihilfe (§ 4 TV SozSich) die der Kläge­
rin zustehende Arbeitslosenhilfe nur in der tatsächlich ge­
zahlten Höhe zu berücksichtigen ist.

3. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

Nach Ansicht der Beklagten ist kein erledigendes Ereignis für das vorliegende 

Verfahren eingetreten, da es nur für die Höhe des Arbeitslosenhilfeanspruchs der Klä­

gerin gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit relevant sei. Der Anspruch der Klägerin 

auf Aufstockung ihres Anspruchs auf Überbrückungsbeihilfe sei von Anfang an unbe­

gründet gewesen, so daß die Beklagte weiterhin beantragt, die Revision der Klägerin 

zurückzuweisen.

Entscheidunqsqründe

I. Die Revision hat keinen Erfolg.

1. Entgegen der Ansicht der Klägerin ist keine Erledigung der Hauptsache ein­

getreten. Es liegt nur eine einseitige Erledigungserklärung der Klägerin vor. Das Ge­

richt muß in einem solchen Fall untersuchen, ob die Klageforderung bis zu demjenigen 

Zeitpunkt bestanden hatte, in dem das Ereignis eintrat, das nach der Rechtsauffassung 

der Klägerin zur Erledigung der Klage geführt haben soll. Erledigend kann ein Ereignis 

sein, das die Klägerin rechtlich daran hindert, die begehrte Rechtsfolge, die bisher zu­

lässige oder begründete Klageforderung weiter geltend zu machen (BGH 6. Dezember 

1984 - VIIZR 64/84 - NJW 1986, 588; BAG 6. November 1984 - 1 ABR 61/81 - NZA 

1985, 635). Die Klage muß bis zu dem Zeitpunkt der Rechtshängigkeit begründet ge­

wesen sein. Hieran fehlt es.

2. Die Klage war von Anfang an in vollem Umfang unbegründet.

a) Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, dem Tarifwortlaut lasse sich

- auch bei Beachtung des tariflichen Gesamtzusammenhangs - nicht entnehmen, daß 

der Arbeitnehmer eine Überbrückungsbeihilfe in Höhe von 90 % des ursprünglichen
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Arbeitsentgelts verlangen könne, wenn er keine oder nur eine gekürzte Arbeitslosen­

hilfe erhalte. Die Tarifvertragsparteien seien erkennbar davon ausgegangen, daß der 

Arbeitnehmer im Fall der Langzeitarbeitslosigkeit im Anschluß an das Arbeitslosengeld 

eine Arbeitslosenhilfe in Höhe von 53 % bis 57 % des ursprünglichen pauschalierten 

Nettoarbeitsentgelts erhalte. Seit dem 1. April 1997 sei dies nicht mehr der Fall, da die 

Überbrückungsbeihilfe nach dem TV SozSich auf Grund der Rechtsänderungen durch 

Art. 11 des Arbeitsförderungs-Reformgesetzes (AFRG) (§ 242 x Abs. 7 iVm. § 138 

Abs. 3 Nr. 4 AFG, § 194 SGB III) als Einkommen von der Arbeitslosenhilfe abzusetzen 

sei. Durch diese unvorhergesehene Änderung der rechtlichen Rahmenbedingungen sei 

§ 4 Ziff. 2 Buchst, a TV SozSich lückenhaft geworden. Es könne davon ausgegangen 

werden, daß für die Tarifvertragsparteien bei Abschluß des Tarifvertrags im Jahr 1971 

eine derartige grundlegende Veränderung des Arbeitslosenhilferechts nicht vorherseh­

bar gewesen sei. Es habe daher kein Anlaß bestanden, die Frage zu regeln, ob bei der 

Berechnung der Überbrückungsbeihilfe die gekürzte oder die ungekürzte Arbeitslosen­

hilfe zugrunde zu legen sei. Diese nachträgliche planwidrige Regelungslücke könne 

nicht im Wege der ergänzenden Tarifauslegung durch die Gerichte geschlossen wer­

den, da es verschiedene Möglichkeiten gebe, die Tariflücke auszufüllen. Es sei daher 

Aufgabe der Tarifvertragsparteien, die erforderlichen rechtspolitischen Entscheidungen 

zu treffen und im Rahmen der ihnen eingeräumten Tarifautonomie den Tarifvertrag an 

die veränderten Umstände anzupassen. Da eine solche Anpassung auch rückwirkend 

möglich sei, sei die Klage nicht endgültig, sondern nur zur Zeit unbegründet.

Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts ist zu folgen.

b) Selbst wenn man - entgegen der Auffassung des Bundessozialgerichts im 

Urteil vom 7. September 2000 (- B 7 AL 72/99 R - SozR 3-4220 § 11 Nr. 3) annähme, 

die Kürzung der Arbeitslosenhilfe durch die Bundesanstalt für Arbeit ab dem 1. April 

1997 sei zu Recht erfolgt, war die Klage von Anfang an unbegründet.

aa) Nach den zutreffenden Ausführungen des Landesarbeitsgerichts ist eine An­

rechnung der Überbrückungsbeihilfe auf die Arbeitslosenhilfe erst nach der Änderung 

des § 138 Abs. 3 Nr. 4 AFG möglich. In diesem Fall besteht eine nicht durch die Ar­

beitsgerichte auszufüllende nachträgliche Tariflücke. Die Ausführungen des Landesar­

beitsgerichts sind revisionsrechtlich nicht zu beanstanden.

bb) Aber auch wenn man davon ausgeht, bereits nach der bisherigen Regelung 

sei eine Anrechnung möglich gewesen, liegt auch in diesem Fall eine unbewußte Re-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


gelungslücke vor. Anhaltspunkte dafür, daß die Tarifvertragsparteien die Möglichkeit 

einer Kürzung der Arbeitslosenhilfe um die Überbrückungsbeihilfe bei Abschluß des 

Tarifvertrags im Jahr 1971 bedacht haben, sind angesichts des Umstands, daß auch 

die Bundesanstalt für Arbeit bis zur Änderung des § 138 AFG davon ausging, daß es 

sich bei der Überbrückungsbeihilfe nach dem TV SozSich um privilegiertes Einkommen 

handelt, nicht ersichtlich. Damit wäre auch dann, wenn die Kürzung der Arbeitslosen­

hilfe bereits vor dem 1. April 1997 möglich gewesen sein sollte, von einer nicht durch 

die Gerichte zu schließenden planwidrigen Regelungslücke auszugehen.

II. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Friedrich Dr. Armbrüster Brühler

Gebert Zuchold
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